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Förderrichtlinie zur Vergabe von Mitteln aus dem  
WIR2.0-Förderprogramm der Landeshauptstadt Hannover  

Präambel 
Nach Maßgabe der vorliegenden Richtlinie gewährt die Landeshauptstadt Hannover (LHH) Zuwen-

dungen und Förderungen für Projekte, die der Umsetzung der im Grundsatzpapier „WIR2.0 Migration 

und Teilhabe“ formulierten Strategien, Ziele und Maßnahmen dienen. Aus dem WIR2.0-Förderpro-

gramm werden Maßnahmen der Stadtverwaltung, Projekte von Träger*innen außerhalb der Stadt-

verwaltung sowie Projekte von Einzelpersonen gefördert, dabei werden folgende Bereiche gebildet:  

 Bereich 1: Sachmittel 

 Bereich 2: Großprojekte 

 Bereich 3: Kleinprojekte 

Die Vergabe der Förderung im Bereich 1 (Sachmittel) wird in Teil 1 dieser Förderrichtlinie geregelt, 

die Vergabe der Zuwendungen in den Bereichen 2 (Großprojekte) und 3 (Kleinprojekte) in Teil 2. 

Von Projektträger*innen wird bei der Umsetzung ein kontinuierlicher Austausch mit der WIR2.0-Ge-

schäftsstelle erwartet. Für die jeweiligen Bereiche werden fixe Prozentsätze der jeweils im Haus-

haltsjahr vorhandenen WIR2.0-Fördermittel reserviert. Das WIR2.0-Kuratorium legt den Ratsgremien 

eine Empfehlung zu dieser Aufteilung zur Beschlussfassung vor. Das Sachgebiet „Grundsatzange-

legenheiten der Einwanderung“ erstattet dem Internationalen Ausschuss Bericht über die Mittel-

vergabe. 

Teil 1: Förderung interner Maßnahmen (Bereich 1) 

1. Gegenstand der Förderung 
Gefördert wird ausschließlich die Umsetzung von Maßnahmen städtischer Dienststellen, die im 

WIR2.0 Migrations- und Teilhabeplan enthalten sind. Eine förderfähige Maßnahme muss ein in sich 

abgeschlossenes Projekt sein. Sie muss also zeitlich und sachlich begrenzt mit definiertem Anfang 

und Ende sein, die Höchstlaufzeit beträgt 24 Monate. Eine erneute Förderung desselben Projektes 

ist nur zulässig, wenn der Zuwendungszweck durch die vorhergehende Förderung noch nicht er-

reicht wurde. 

2. Antragsberechtigte 
Antragsberechtigt sind nur Organisationseinheiten der LHH. 

3. Finanzierungsart 
Die zugesagte Fördersumme wird als einmaliger Zuschuss gewährt.  

4. Finanzierungsform 

Die Förderzusage erfolgt als schriftliche Übernahmezusage für Sachkosten durch das Sachgebiet 

„Grundsatzangelegenheiten der Einwanderung“. 

5. Bemessungsgrundlage 
Förderfähig sind Sachkosten, die zur Erreichung des Zieles unmittelbar erforderlich sind. Personal-

kosten im engeren Sinne sind nicht förderfähig. Honorarkosten werden wie Sachkosten behandelt. 

Die Förderung allgemeiner, nicht projektbezogener Betriebsausgaben, Bau- und Instandhaltungs-

kosten ist ausgeschlossen. Kosten für Verpflegung sind in begründeten Fällen förderfähig, dürfen 

aber in der Regel maximal zehn Prozent der geplanten Gesamtkosten nicht überschreiten. 

6. Höhe der Förderung 
Die Projekte werden bis zur Höhe der insgesamt im Haushaltsjahr zu Verfügung stehenden Gesamt-

summe für Sachmittel gefördert.  
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7. Antragstellung 
Anträge können ganzjährig schriftlich bei der WIR2.0-Geschäftsstelle im Sachgebiet „Grundsatzan-

gelegenheiten der Einwanderung“ eingereicht werden. Das Antragsformular ist erhältlich über das 

Funktionspostfach von OE 56.10. 

8. Antragsweg 
Zu den eingegangenen Anträgen gibt das WIR2.0-Kuratorium eine Empfehlung ab. 

9. Antragsunterlagen 
Mit den Antragsunterlagen ist ein Kosten- und Finanzierungsplan einzureichen. Dem Antrag kann 

zusätzlich ein ausführlicheres Projektkonzept beigefügt werden. 

10. Entscheidung über die Förderung 
Die vom WIR2.0-Kuratorium empfohlenen Anträge werden dem*der Dezernent*in für Soziales und 

Integration (Dez. III) zur Entscheidung vorgelegt. Diese*r informiert anschließend die Dezernent*in-

nenkonferenz. 

11. Bewilligungsverfahren und Auszahlung 
Der Zuschuss erfolgt durch schriftliche Kostenübernahmezusage und wird über interne Verrechnung 

im Teilhaushalt (VTH) in einer Summe zur Verfügung gestellt.  

12. Nachweis der Verwendung 
Nach Abschluss der Maßnahme ist umgehend, spätestens innerhalb von drei Monaten, gegenüber 

der WIR2.0-Geschäftsstelle die wirtschaftliche Verwendung der Mittel nachzuweisen sowie ein aus-

sagefähiger Sachbericht einzureichen, in welchem das erzielte Ergebnis den vorgegebenen Zielen 

gegenüberzustellen ist. Nicht verbrauchte Mittel sind umgehend zurückzuzahlen. 

 

Teil 2: Zuwendungsvergabe an externe Träger (Bereiche 2 und 3) 

13. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
13.1 Zuwendungszweck 

Gefördert werden Maßnahmen, die die gleichberechtigte Teilhabe für alle Einwohner*innen der LHH 

im Kontext von Einwanderung fördern. Dieses Ziel kann auch als Interkulturelle Öffnung der Stadt-

gesellschaft beschrieben werden. Insbesondere soll die gleichberechtigte Teilhabe aller Einwoh-

ner*innen auf allen gesellschaftlichen und sozialen Ebenen unabhängig von ihrer ethnischen, kultu-

rellen oder religiösen Herkunft gefördert werden. Insoweit sind auch Maßnahmen, die sich gegen 

Diskriminierung, Rassismus, Antisemitismus, Antiziganismus und religiöse Intoleranz wenden bzw. 

die Akzeptanz von kultureller, sprachlicher, ethnischer und religiöser Vielfalt fördern, im Sinne dieser 

Richtlinie förderfähig. Maßnahmen, die ausschließlich religiösen Zwecken dienen, werden nicht ge-

fördert. Ebenfalls nicht gefördert werden Projekte, die ausschließlich der Pflege von Traditionen, 

kulturellen Bräuchen, Sprache, Folklore usw. einer einzelnen Sprachgruppe, Religionsgemeinschaft 

oder Herkunftsregion dienen. Förderfähig sind hingegen Projekte, die den Dialog zwischen verschie-

denen Einwanderungsgruppen bzw. zwischen diesen und Einwohner*innen ohne Einwanderungs-

geschichte auch zu kulturellen Fragen wie Traditionen, Bräuchen, Sprachen fördern. Bevorzugt wer-

den Projekte, die eine übergreifende Zusammenarbeit zwischen unterschiedlichen Gruppen anstre-

ben oder das Empowerment von marginalisierten Gruppen fördern sowie innovative Ideen umset-

zen. Der Personenkreis, der von dem Projekt profitiert, soll offen und nicht auf eine zahlenmäßige 

und namentlich feststehende Gruppe beschränkt sein, sondern lediglich durch den Projektinhalt oder 

die räumlichen oder Personal-Kapazitäten begrenzt werden. Die Projekte sollen möglichst nied-

rigschwellig sein, das heißt, potenzielle Teilnehmende sollen nicht durch räumliche, sprachliche, 

kulturelle, finanzielle oder inhaltliche Barrieren an einer Teilnahme gehindert werden. 
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13.2 Rechtsgrundlage 

Für Zuwendungen aus dem WIR2.0-Förderprogramm gelten die Vorschriften der Landeshaushalts-

ordnung, des Verwaltungsverfahrensgesetzes und der Allgemeinen Dienstanweisung zur Gewäh-

rung von Zuwendungen an Stellen außerhalb der Stadtverwaltung Hannover. Bei Zuwendungen 

handelt es sich um eine freiwillige Leistung der LHH, auf die kein Rechtsanspruch besteht. Auf eine 

sparsame und wirtschaftliche Verwendung der Fördermittel ist grundsätzlich zu achten. Es ist aus-

zuschließen, dass sich einzelne Personen oder Personengruppen durch das Projekt finanziell be-

reichern oder Vorhaben vorrangig der Gewinnerzielung von Gewerbetreibenden dienen.  

14. Gegenstand der Förderung 

Die Förderung baulicher Maßnahmen ist ausgeschlossen. 

Bereich 2 (Großprojekte) 

Es werden ausschließlich Projekte gefördert, welche Maßnahmen aus dem WIR2.0 Migrations- und 

Teilhabeplan umsetzen.  

Bereich 3 (Kleinprojekte)  

Es werden Projekte gefördert, die zur Erreichung der im WIR2.0 Migrations- und Teilhabeplan formu-

lierten Ziele beitragen. Das WIR2.0-Kuratorium behält sich vor, inhaltliche Schwerpunkte festzulegen. 

15. Antragsberechtigte 
Politische Organisationen/Vereinigungen erhalten keine Förderung nach dieser Richtlinie. 

Bereich 2 (Großprojekte) 

Antragsberechtigt sind juristische Personen des Privatrechts (z.B. eingetragene Vereine, gemein-

nützige Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Stiftungen) und juristische Personen des öffentli-

chen Rechts (z. B. Körperschaften).  

Bereich 3 (Kleinprojekte) 

Antragsberechtigt sind juristische Personen des Privatrechts (z.B. eingetragene Vereine, gemein-

nützige Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Stiftungen) und juristische Personen des öffentli-

chen Rechts (z. B. Körperschaften). Für Anträge bis zu 5.000 € sind auch natürliche Personen sowie 

nicht rechtsfähige Personenmehrheiten (z. B. Gruppen, Initiativen, nicht eingetragene Vereine) an-

tragsberechtigt.  

16. Zuwendungsvoraussetzungen 

Zuwendungen müssen zweckgebunden sein und dürfen nur gewährt werden, wenn alle nachfolgen-

den Voraussetzungen erfüllt werden:  

- an der Durchführung des Vorhabens besteht ein erhebliches Interesse der LHH, 

- das Vorhaben kann ohne die Zuwendung nicht im notwendigen Umfang durchgeführt werden, 

- es dürfen keine begründeten Zweifel bestehen, dass die fachlichen Voraussetzungen für das ge-

plante Vorhaben erfüllt werden, 

- die Gesamtfinanzierung im Rahmen der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit er-

scheint gesichert,  

- eine ordnungsgemäße Geschäftsführung durch die Zuwendungsempfänger*innen und der Nach-

weis über die Mittelverwendung erscheint gesichert. 

Grundsätzlich hat eine angemessene Eigenbeteiligung zu erfolgen (sh. 17.2).  

Zuwendungen dürfen nur entsprechend der Veranschlagung im Haushalt gewährt werden. 
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17. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 

17.1 Zuwendungsart 

Die Fördermittel werden als Projektförderung im Sinne einer Anschubfinanzierung oder zur Erpro-

bung innovativer Konzepte vergeben. Eine förderfähige Maßnahme muss ein in sich abgeschlosse-

nes Projekt sein. Sie muss also zeitlich und sachlich begrenzt mit definiertem Anfang und Ende sein, 

die Höchstlaufzeit beträgt 24 Monate. Eine erneute Bewilligung von Zuwendungen für dasselbe Pro-

jekt ist nur zulässig, wenn der Zuwendungszweck durch die vorhergehende Förderung noch nicht 

erreicht wurde. 

17.2 Finanzierungsart 

Nach dem Subsidiaritätsprinzip kommt in der Regel eine Teilfinanzierung und nur in begründeten 
Ausnahmefällen eine Vollfinanzierung in Betracht. Es hat grundsätzlich eine angemessene Eigen-
beteiligung zu erfolgen. Eine angemessene Eigenbeteiligung ist im Regelfall gegeben, wenn der 
Eigenanteil und/oder andere Geldleistungen z.B. Teilnehmer*innengebühren oder zweckgebundene 
Spenden (ohne staatliche/kommunale Zuwendungen) i.H.v. mindestens 20 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Gesamtausgaben von der*dem Zuwendungsempfänger*in aufgebracht werden kann. 
Liegt der Eigenanteil unter 20 Prozent, ist im Aktenvermerk über die Antragsprüfung zu dokumen-
tieren, weshalb eine niedrigere Eigenbeteiligung als angemessen anerkannt wird. 

Es besteht die Möglichkeit, neben monetären Leistungen auch nichtmonetäre Leistungen in Form 
fiktiver Rechengrößen als Eigenbeteiligung einzubringen. Es können bis zu 20 € je geleisteter Ar-
beitsstunde, bis zu 10 € pro Monat und Quadratmeter für Räume oder bis zu 6.250 € je Büroarbeits-
platz und Jahr ggf. zzgl. IT Kosten von 3.450 € als fiktive Rechengröße zu Grunde gelegt werden. 
Antragstellende haben sich darüber hinaus nachweislich um die Einwerbung weiterer Drittmittel zu 
bemühen. 

Zuwendungen bis 5.000 € werden als Festbetragsfinanzierung gewährt. Bei Zuwendungen über 

5.000 € bis 10.000 € kann die Zuwendung nur dann als Festbetragsfinanzierung gewährt werden, 

wenn 20 Prozent oder mehr der Gesamtausgaben des Projektes durch Eigenbeteiligung finanziert 

werden. Zuwendungen über 10.000 € werden als Anteilsfinanzierung gewährt. 

17.3 Form der Zuwendung 

Die Zuwendung wird durch schriftlichen Zuwendungsbescheid als nicht rückzahlbarer Zuschuss ge-

währt.  

17.4 Bemessungsgrundlage 

Die Förderung allgemeiner, nicht projektbezogener Betriebsausgaben, Bau- und Instandhaltungs-

kosten ist ausgeschlossen. Kosten für Verpflegung sind in begründeten Fällen förderfähig, dürfen 

aber in der Regel maximal zehn Prozent der geplanten Gesamtkosten nicht überschreiten. 

Zuwendungsfähig sind Personal- und Sachkosten, die zur Erreichung des Zuwendungszwecks un-

mittelbar erforderlich sind. Personalkosten dürfen in der Regel 35 €/Stunde brutto nicht überschrei-

ten. In inhaltlich begründeten Einzelfällen kann hiervon abgewichen werden. Aufgrund des Besser-

stellungsverbots dürfen keine höheren Vergütungen als nach den Tarifverträgen des öffentlichen 

Dienstes gezahlt werden. Eine pauschale Anrechnung von maßnahmenbezogenen Verwaltungs-

kosten (Materialverbrauch, Telekommunikationskosten etc.) bis zu maximal fünf Prozent der Sach- 

und Personalausgaben eines Projektes ist zulässig. Honorarkosten sowie Aufwandsentschädigun-

gen für Ehrenamtliche zählen zu den Personalkosten. 

17.5 Höhe der Zuwendung 

Bereich 2 (Großprojekte) 

Die Projekte werden mit mehr als 10.000 € und bis zu maximal 50.000 € gefördert.  

Bereich 3 (Kleinprojekte) 

Die Projekte werden mit bis zu 10.000 € pro Projekt gefördert. Die Mindestantragsumme für Klein-

projekte beträgt 500 €. 
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17.6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Der Kauf von Gegenständen mit Anschaffungskosten ab 1.000 € netto (d.h. ohne Mehrwertsteuer) 

ist grundsätzlich nicht zulässig. Es sollen stattdessen Miet- oder Leasingoptionen genutzt werden. 

18. Antragsverfahren 

18.1 Antragstellung und Bewilligungsbehörde 

Anträge werden online im Zuwendungsportal der LHH https://zuwendungen.hannover-stadt.de/ 

beim Fachbereich „Gesellschaftliche Teilhabe“ und dem „WIR2.0-Förderprogramm“ gestellt. 

Bereich 2 (Großprojekte) 

Die durch das WIR2.0-Kuratorium priorisierten Maßnahmen und die Bewerbungstermine werden 

durch die WIR2.0-Geschäftsstelle öffentlich über die Webseite des Sachgebiets Grundsatzangele-

genheiten der Einwanderung bekannt gegeben.  

Bereich 3 (Kleinprojekte) 

Für das laufende Jahr können Projektanträge grundsätzlich bis zum 1. Oktober gestellt werden. Es 

werden drei Förderrunden pro Jahr durchgeführt. Über Anträge, die bis 1. März, 1. Juni bzw. 1. Ok-

tober eingegangen sind, wird in der jeweils nachfolgenden Auswahlrunde entschieden.  

18.2 Antragsweg 

Bereiche 2 (Großprojekt) 

Die Fachabteilung berät bei Bedarf. Zu den eingegangenen Anträgen gibt das WIR2.0-Kuratorium 

eine Empfehlung ab. 

Bereich 3 (Kleinprojekt) 

Die Anträge gehen an den Arbeitsausschuss des WIR2.0-Kuratoriums. 

18.3 Antragsunterlagen 

Mit den Antragsunterlagen ist ein Kosten- und Finanzierungsplan einzureichen. Bei Anträgen auf 

Zuwendung über 5.000 € ist zusätzlich ein ausführliches Projektkonzept im Online-Portal hochzula-

den.  

18.4 Entscheidung über Förderung 

Bereich 2 (Großprojekte) 

Die vom WIR2.0-Kuratorium empfohlenen Anträge werden dem Internationalen Ausschuss des Rates 

und nachfolgend dem Verwaltungsausschuss zur Entscheidung vorgelegt.  

Bereich 3 (Kleinprojekte) 

Über die Anträge entscheidet der Arbeitsausschuss des WIR2.0-Kuratoriums. 

19. Bewilligungsverfahren 

19.1 Zuwendungsbescheid 

Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt durch schriftlichen Zuwendungsbescheid.  

19.2 Allgemeine Nebenbestimmungen zur Projektförderung (ANBest-P) 

Es gelten die Allgemeinen Nebenstimmungen zur Projektförderung des Landes Niedersachsen. Ins-

besondere gilt:  

 Mit dem Projekt darf grundsätzlich erst nach Erteilung des Zuwendungsbescheides begonnen 

werden. Ein vorzeitiger Projektstart muss bei der Verwaltung vorab beantragt und von der Ver-

waltung schriftlich genehmigt werden. 

 Zuwendungsempfänger*innen beteiligen sich an der Erfolgskontrolle der Förderung und stellen 

im Rahmen des Verwendungsnachweises die hierfür erforderlichen Daten in Form eines aussa-

gefähigen Sachberichtes zur Verfügung. Darin ist insbesondere das erzielte Ergebnis den ge-

planten Zielen gegenüberzustellen und die Notwendigkeit sowie Angemessenheit der geleisteten 

https://zuwendungen.hannover-stadt.de/
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Arbeit zu erläutern. Ebenso soll der Projektverlauf in der zeitlichen Abfolge dargestellt werden. 

Die wirtschaftliche Mittelverwendung muss nachgewiesen werden.  

 Zuwendungsempfänger*innen erhalten öffentliche Mittel und müssen sich bei Auftragserteilung 

grundsätzlich wie die öffentliche Verwaltung verhalten. Demnach sind bei Einzelpositionen über 

1.000 € netto drei Angebote einzuholen und die Vergabeentscheidung zu dokumentieren. Ange-

bote und Vergabevermerk sind vorzuhalten und auf Anforderung vorzulegen.  

 Von freien Träger*innen ist im Rahmen des Antrags eine Erklärung abzugeben, ob sie umsatz-

steuerpflichtig und damit gemäß § 15 Umsatzsteuergesetz vorsteuerabzugsberechtigt sind. In 

diesem Fall dürfen nur Preise ohne Umsatzsteuer gefördert werden. 

 Soweit die bewilligten Mittel für die Durchführung der Maßnahme nicht oder nicht in voller Höhe 

verwendet werden, sind sie vollständig oder anteilig zurückzuzahlen. 

19.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Die bewilligte Zuwendung darf erst nach Bestandskraft (Ablauf der Rechtsbehelfsfrist) des Zuwen-

dungsbescheides ausgezahlt werden. Verzichtet ein*e Zuwendungsempfänger*in auf die Einlegung 

eines Rechtsbehelfs, führt dies zur vorzeitigen Bestandskraft des Zuwendungsbescheides. Zuwen-

dungen bis 5.000 € werden nach Bestandskraft des Bescheides in einer Summe ausgezahlt. Bei 

Zuwendungen über 5.000 € erfolgt die Auszahlung über begründeten Mittelabruf. 

20. Verwendungsnachweis 

20.1 Frist für den Verwendungsnachweis 

Die zweckentsprechende Verwendung der gewährten Fördermittel einschließlich des Nachweises 

über die Gesamtprojektkosten ist möglichst umgehend nach Ablauf des Projekts, spätestens sechs 

Monate nach Ende des Bewilligungszeitraums, durch Vorlage eines prüffähigen Verwendungsnach-

weises darzulegen.  

20.2 Einzureichende Unterlagen 

Der Verwendungsnachweis besteht aus dem ausgefüllten Online-Verwendungsnachweisformular 

(Sachbericht) und einem zahlenmäßigen Nachweis. Im zahlenmäßigen Nachweis sind sämtliche 

Ausgaben, die mit dem Zuwendungszweck zusammenhängen und im Bewilligungszeitraum grund-

sätzlich kassenwirksam geworden sind, entsprechend der Gliederung des Kosten- und Finanzie-

rungsplanes summarisch darzustellen. Ebenso sind die zur Deckung dieser Ausgaben verwendeten 

Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) darzustellen. Dem Verwendungsnach-

weis ist eine Belegliste über die Einzelzahlungen beizufügen oder andere geeignete Nachweise aus 

der Buchführung (z.B. Ausdrucke der Buchungskonten). Zuwendungsempfänger*innen haben zu 

bestätigen, dass alle Ausgaben notwendig waren, dass mit den Mitteln wirtschaftlich und sparsam 

umgegangen wurde und dass die Angaben mit den Büchern und Belegen übereinstimmen. Bei einer 

Fördersumme bis zu 30.000 € wird ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen. 

20.3 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 

Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die 

Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten §§ 23 und 44 i. V. m. § 105 Abs. 1 LHO sowie 

§§ 48 und 49 a Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abwei-

chungen zugelassen worden sind. 

21. Widerruf, Erstattung und Verzinsung 
Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht 

(§§ 48, 49 VwVfG), nach Haushaltsrecht oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Ver-

gangenheit zurückgenommen oder widerrufen oder sonst unwirksam wird (§ 49a Abs. 1 S. 1 

VwVfG).  
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Dies gilt insbesondere, wenn 

 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 

 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird,  

 eine auflösende Bedingung eingetreten ist,  

 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks  

verwendet wird, 

 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt werden, insbesondere  

- bei Verstoß gegen das Vergaberecht,  

- wenn der vorgeschriebene Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorgelegt wird oder 

- Mitteilungspflichten nicht rechtzeitig nachgekommen wird.  

Stellt sich nachträglich heraus, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist, so kann der Zu-

wendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. 

Der Erstattungsanspruch ist nach Maßgabe des § 49 a Abs. 3 VwVfG mit fünf Prozentpunkten über 

Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) jährlich zu verzinsen. 

 

In-Kraft-Treten 
Diese Förderrichtlinie tritt am 8. Mai 2025 in Kraft und gilt bis 28.09.2027. 

Hannover, den 08.05.2025 

Der Oberbürgermeister 

 

Onay 


